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Rentendebatte –  
Reformprojekt oder 
Einsparprogramm?



Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen,

wir erwarten nach der Sommerpause einen heißen Herbst. Sie 
haben mit Sicherheit die öffentlichen Diskussionen um die sei­
tens der Alterssicherungskommission vorgeschlagenen Einschnit­
te im Bereich von Rente und mittelbar – folgt man den Erklärun­
gen der Bundesregierung dazu – auch Versorgung verfolgt.

Auch wenn die Parteivorsitzenden Merz und Bas gleich die voll­
ständige Übertragung in Gesetzesform für die zweite Jahres­
hälfte angekündigt haben – die eigenen Parteien, Fraktionen  
und Ministerpräsidenten haben ihren Unmut dazu bereits erklärt. 
Die Wahrheit hinter allen Reformprojekten der Bundesregierung 
ist schlicht und ergreifend: Der Bundeshaushalt ist dermaßen 
überdehnt, dass die dauerhafte Gewährleistung der sozialen 
Sicherungssysteme nicht mehr gegeben ist. Man stelle sich vor, 
der Bundeszuschuss an die gesetzliche Rentenversicherung, der 
den höchsten Ausgabepunkt des Bundeshaushalts ausmacht, 
könnte nicht mehr gezahlt werden. Heißt das Rentenkürzungen? 
Gleichzeitig ist der vorgeschlagene Verzicht auf das Angebot der 
abschlagsfreien Rente nach 45 Arbeitsjahren ein größtmöglicher 
Vertrauensverlust in ein umlagefinanziertes Rentensystem.

Der Bundesvorstand hat darüber eingehend in seiner August­
sitzung diskutiert. Wir sehen die Notwendigkeit von Reformen 
bereits seit vielen Jahren. Die Politik schließt in ein seit vielen 
Jahrzehnten absehbar unterfinanziertes Rentensystem regel­
mäßig weitere eigene steuerfinanzierte Projekte ein und produ­
ziert mit den gemeinhin systemfremd genannten Vorhaben, 
wie beispielsweise der in dieser Koalition durch die CSU in den 
Koalitionsverhandlungen hineinverhandelten Mütterrente, wei­
tere Finanzierungsprobleme für Rentenzwecke ein. Im Jahr 2026 
beträgt der Zuschuss des Bundes an die Rentenversicherung 

Frank Gehlen 
Bundesvorsitzender

inzwischen bereits rd. 145 Milliarden Euro, das sind rd. 30 Prozent 
der Gesamtausgaben des Bundes. Nun sollen die Beschäftigten 
die Folgen dieser falschen Politik erneut allein tragen. Wir sind 
uns im Bundesvorstand einig: Wer 45 Jahre gearbeitet und in die 
Rentenversicherung eingezahlt hat, der hat auch den Anspruch 
darauf erworben, eigenständig zu entscheiden, wann sie oder er 
in die Rente oder den Ruhestand geht. Der mit einer etwaigen 
Aufhebung dieser Möglichkeit der eigenständigen Entscheidung 
einhergehende erneute Vertrauensverlust ist es, der die vielen 
langjährig auch in der Bundesverwaltung beschäftigten Kolle­
ginnen und Kollegen vor den Kopf stößt.

Ich habe dies in meinen Gesprächen auf Leitungsebene im 
Bundeskanzleramt, im Bundesinnenministerium und im Bundes­
arbeitsministerium betont: Die Entscheidung über den Eintritt in 
die Rente oder in den Ruhestand ist eine sehr individuelle und ihr 
kann nicht mit der pauschalen Beschränkung für alle begegnet 
werden. Das Argument, dass es die Gutverdienenden seien, die 
das Instrument überwiegend nutzen würden, wird durch die 
Erhöhung des auf eine solche Entscheidung folgenden Abschla­
ges für diese Gruppe weniger relevant sein. Für die geringeren 
Einkommen ist die Erhebung von (erhöhten) Abschlägen tatsäch­
lich ein Ausschlusskriterium, trotz über 45 Jahren Arbeit und Ein­
zahlung früher als zum gesetzlichen Renteneintrittsalter in Rente 
gehen zu können.

Die Übertragung auf die Versorgung ist in den 33 Punkten eben­
falls angeregt, wo möglich. Auch hier rechnen wir mit Vorschlägen 
der Bundesregierung zur Erhöhung des Alters zum Eintritt in den 
Ruhestand, der maximal erreichbaren Versorgung und eventuell 
weiteren Einschnitten. Auch wenn es zunächst um die originäre 
Umstellung in der Rentenversicherung und die Folgen für die 
Tarifbeschäftigten geht, für die Beamtinnen und Beamten werden 
solche Änderungen ebenfalls Einschränkungen mit sich bringen.

Der vbob wird hier gemeinsam mit der Dachorganisation dbb die 
Interessen der Beschäftigten der Bundesverwaltung vertreten.

Unser Jubiläumsjahr geht munter weiter. Wir freuen uns über 
jede und jeden, die sich für eine Mitgliedschaft in unserer Soli­
dargemeinschaft entscheiden, und ich begrüße an dieser Stelle 
herzlich die neuen Mitglieder des vbob. Werben Sie weiter, eine 
starke Solidargemeinschaft stärkt auch die Verhandlungsposi­
tion. Lesen Sie auch Berichte über die weiteren Jubiläumsaktio­
nen, melden Sie sich zur Laufchallenge des vbob an und schreiben 
Sie uns Ihre Ideen als Mitglied des vbob.

Gemeinsam starke Solidargemeinschaft und gesund bleiben, 
das ist unser Ziel!

Mit besten Grüßen 
Ihr

<	 Editorial
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Vorschläge aus der Politik

„Frontalangriff“
Interview mit dem dbb Fachvorstand Tarifpolitik, 
Andreas Hemsing, und dem dbb Fachvorstand 
Beamtenpolitik, Heini Schmitt, zur aktuellen Lage 
im öffentlichen Dienst.

tacheles: Normalerweise ist in 
unserem Tarifmagazin Inter­
viewzeit immer im Vorfeld 
einer großen Einkommensrun­
de. Davon sind wir jetzt noch 
weit entfernt. Aber von einem 
Sommerloch können wir kei­
nesfalls reden. Infragestellung 
des Achtstundentages, Ren­
ten- und Pflegethema sowie 
mit ganz besonderer Wucht 
die Infragestellung des Berufs­
beamtentums. Worauf müs­
sen sich die Beschäftigten des 
öffentlichen Dienstes in den 
nächsten Monaten und Jahren 
einstellen?

Andreas Hemsing: Es ist nicht 
allein diese Auflistung an Pro­
blemen, die sich ja noch um 
einiges verlängern ließe. Es ist 
fast noch mehr der irrationale 
Umgang mit den anstehenden 
Problemen und Herausforde­
rungen. Und die Verunsiche­
rung in weiten Teilen der Poli­
tik, die Schaufensterlösungen 
anstrebt, anstatt Wirtschaft 
und öffentlichen Dienst zu 
stärken. Im Tarifbereich ver­
weigert sich zum Beispiel die 
TdL zunächst konstruktiven 
Verhandlungen, um dann mit 
einer Verbandsklage zum 

	< Heini Schmitt, dbb Fachvorstand Beamtenpolitik, und Andreas Hemsing, 
dbb Fachvorstand Tarifpolitik, im Gespräch
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Thema Arbeitsvorgang um die 
Ecke zu kommen …

Heini Schmitt: … und beim 
Berufsbeamtentum wieder­
holt Bundesarbeitsministerin 
Bas seit Monaten dieselbe 
Leier, dass sich die Probleme 
beim Thema Rente durch die 
Einbeziehung der Beamten 
von selbst lösen würden. Das 
Gegenteil ist richtig: Wir de­
montieren einen wichtigen 
Stützpfeiler unserer politi­
schen Ordnung, einen Bewah­
rer unserer Demokratie, und 
streuen den Bürgerinnen und 
Bürgern dabei noch Sand in 
die Augen. Fakten und Be­
rechnungen bietet die Minis­
terin nicht. Dafür aber ope­
riert sie gerne mit „gefühlter 
Gerechtigkeit“. Da kommt mir 
gelegentlich schon mal der 
Begriff von den „alternativen 
Fakten“ in den Sinn.

tacheles: Aber ist es nicht 
auch ein Problem, dass alle – 
die Parteien, die Gewerk­
schaften, die veröffentlichte 
Meinung – Reformbedarf se­
hen, nur eben nicht bei sich?

Hemsing: Natürlich sind 
Reformdiskussionen und erst 
recht Reformbeschlüsse stets 
schmerzhaft. Ich könnte jetzt 
sagen, dass wir als Tarif­
partner gewohnt sind, Kom­
promisse einzugehen. Aber 
so einfach ist es aktuell in 
unserem Land und in unserer 
Gesellschaft nicht. Wir stehen 
gemeinsam vor großen Her­
ausforderungen und registrie­
ren schon jetzt den Verlust 
von liebgewonnenen Dingen, 
die lange als Selbstverständ­
lichkeit galten. Aber gerade 
dann muss in der Gesellschaft 
ein Diskussionsprozess in 
Gang gebracht werden, der 
Klarheit darüber verschafft, 
was wollen und brauchen die 
Bürgerinnen und Bürger? 
Was erwartet die Wirtschaft 
und vor welchen Herausfor­
derungen steht unser Land 
außenpolitisch? Auch wir Ge­
werkschaften werden uns ge­
legentlich schwertun, Verän­
derungen zuzustimmen. Aber 
wir sind bereit zur Diskussion 
über den besten Weg – wenn 
er auf Fakten und Gerechtig­
keit basiert!

tacheles: Wie nehmt ihr beiden 
eigentlich die Diskussion im 
dbb und bei seinen Mitglieds­
gewerkschaften wahr? Gibt es 
Eintracht und Geschlossenheit 
zwischen den Statusgruppen?

Schmitt: Da bin ich ganz ent­
spannt. In der dbb Familie stellt 
das Miteinander der Status­
gruppen eine gewachsene 
Tradition dar, die wir auch bei 
den Einkommensrunden stets 
aufs Neue und erfolgreich 
leben und die auch jetzt deut­
lich spürbar ist.

Hemsing: Unsere Mitglieder 
merken doch auch, dass der 
Angriff auf den öffentlichen 
Dienst dieses Mal den Schwer­
punkt im Beamtenbereich hat. 
Beim nächsten Mal sind es 
dann wieder Arbeitnehmerin­
nen und Arbeitnehmer, die bei 
der Politik aus ideologischen 
Gründen oder weil der Finanz­
minister ein Loch in seiner 
Kasse entdeckt hat, Sonderop­
fer bringen sollen.

Es ist gleichsam das einzig 
Gute an dieser rein populisti­

schen Art der Politik, dass sie 
es uns leicht macht, geschlos­
sen und mit den besseren 
Argumenten aufzutreten.

tacheles: Mittlerweile hat die 
Rentenkommission ihre Vor­
schläge vorgelegt, 33 an der 
Zahl. Bundesarbeitsministerin 
Bas spricht von einem Gesamt­
kunstwerk. Wie bewertet ihr 
das Vorschlagspaket?

Hemsing: Aus Sicht der Arbeit­
nehmenden stellen wir fest, 
dass die vorgelegten Vorschlä­
ge diskussionswürdig sind, da 
wir für viele Beschäftigte eine 
daraus indirekt resultierende 
Rentenkürzung befürchten. Es 
gibt durchaus in die Zukunft 
gerichtete Vorschläge, bei de­
nen es dann aber darauf an­
kommt, wie sie konkret ausge­
staltet werden. Es gibt aber 
auch Vorschläge, die wir nicht 
hinnehmen werden. Manches 
ist zu pauschal und bildet nicht 
die Lebensleistung und Belas­
tung der Arbeitnehmenden ab. 
So ist eine pauschale Erhöhung 
des Lebenszeitalters nicht ver­
nünftig, wenn ich mir unvor­

©
 ta

ch
el

es
/d

bb

5

vb
ob

 G
ew

er
ks

ch
af

t B
un

de
sb

es
ch

äf
ti

gt
e

vbob Gewerkschaft Bundesbeschäftigte

> vbob Magazin  |  September 2026



<	 Zitat des Monats

„Die Rentenkommission hat ein ausgewogenes 
Gesamtpaket vorgelegt“
Bärbel Bas, Bundesministerin für Arbeit und Soziales, am 23. Juni 
2026 zu den 33 Vorschlägen der Rentenkommission

Volker Geyer hat direkt zu den „ausgewogenen“ Empfehlungen 
der Kommission Stellung bezogen: „In vielen Berufen schaffen es 
die Kolleginnen und Kollegen gesundheitlich schon heute kaum bis 
zum regulären Renteneintritt! Wenn überhaupt, ist das nur mach­
bar mit entsprechend großzügigen Ausnahmen nach einer Ge­
sundheitsprüfung, wie sie im Kommissionsbericht angedacht sind. 
Hier wird es auf die konkrete Ausgestaltung ankommen.“

Zur vorgeschlagenen teilweisen Kapitaldeckung der Rentenan­
sprüche erklärte Geyer: „Das ist eine interessante Idee, aber der 
Teufel steckt bekanntlich im Detail. Die Regierung spricht dauernd 
davon, die Belastungen für Beschäftigte und Wirtschaft senken zu 
wollen. Das Gegenteil würde aber beim angedachten Kapitalde­
ckungsmodell passieren. Die Lohnnebenkosten würden weiter 
erhöht. Das würde bedeuten, dass noch weniger Netto vom Brutto 
bleibt. So geht das nicht.“ Bei allen angedachten Maßnahmen – 
auch hinsichtlich des Rentenniveaus – muss sichergestellt werden, 
dass der Lebensstandard aktueller sowie künftiger Rentnerinnen 
und Rentner gewahrt bleibt.

Geyer weiter: „Die Kommission hält eine Einbeziehung der Beam­
tinnen und Beamten in die gesetzliche Rentenversicherung für 
nicht sinnvoll. Wie wir. Die Kommission empfiehlt, dass Bund und 
Länder verpflichtend Vorsorge für zukünftige Pensionszahlungen 
treffen müssen. Wie wir. Die Kommission sieht die Notwendigkeit, 
dass Änderungen im Rentenrecht systemgerecht auf die Versor­
gung übertragen werden müssen. Das ist bereits heute im 
Wesentlichen gängige Praxis!“

An anderer Stelle sprach Ministerin Bas von einem „Gesamtkunst­
werk“. Wir sind gespannt, ob und wie sie dieses „Kunstwerk“ in 
der Koalition umsetzt.

tacheles/dbb

eingenommen die psychische 
und physische Belastung in 
vielen Berufen – gerade des 
öffentlichen Dienstes – an­
schaue. Das gilt umso mehr, 
als unter diesen belasteten 
Berufen viele sind, bei denen 
die Menschen schon früh ins 
Arbeitsleben eintreten. Wer 
weit über vier Jahrzehnte ins 
System eingezahlt hat, der 
sollte nicht noch bestraft 
werden. Es fehlt uns der As­
pekt, dass Nichteinzahlende 
in diesem System nicht durch 
dieses selbst, sondern durch 
die von der Allgemeinheit, 
von allen gezahlten Steuern 
zu versorgen sind.

Beim vieldiskutierten Stich­
wort einer „kapitalgedeckten 
Rente“ als weiterer Säule in 
der Altersversorgung sehen 
wir die Gefahr, dass sich da­
durch die Lohnnebenkosten 
weiter erhöhen zulasten von 
Arbeitnehmenden und Ar­
beitgebenden. Weniger Netto 
vom Brutto können wir nicht 
akzeptieren, gerade auch, 
weil wir zum Beispiel die 
Belastungen, die im Bereich 
der Pflege auf die Bürgerin­
nen und Bürger zukommen 
sollen, mitdenken müssen. 
Von daher braucht die Idee 
einen konkreten Umsetzungs­
vorschlag, um sie tatsächlich 
bewerten zu können.

tacheles: Wie geht‘s aus eurer 
Sicht weiter?

Schmitt: Jenseits der konkre­
ten Inhalte muss die Bundes­
regierung einen Diskussions­
prozess moderieren, der 
beides zugleich schafft: 
ausführliche Diskussion mit 
allen betroffenen Sozialpart­
nern und zügige Entschluss­
fassung. Das ist möglich, 
wenn die Bundesregierung 
sich entschließen würde, sich 
weniger mit sich selbst zu 
befassen. Wir als dbb sind zur 
Diskussion bereit und faire 
Lösungen werden wir auch 
offensiv unterstützen.

Es war nicht Aufgabe der 
Rentenkommission, darüber 

zu befinden, wie der Sozial- 
und Rechtsstaat bei uns zu­
künftig beschaffen sein soll. 
Der Regierungskoalition kön­
nen wir diese Aufgabe nicht 
ersparen, auch mit Blick auf 
das Berufsbeamtentum und 
den öffentlichen Dienst 
insgesamt.

Hemsing: Wir können aber 
auch anders. Wenn Lösungen 
gesucht und gefunden wer­
den, die sich nicht an der 
Sache, sondern an den Welt­
bildern der beiden Koalitions­
partner orientieren, werden 
wir entschlossen dagegenhal­
ten.

Was Heini gerade als Erwar­
tungshaltung in Richtung 
Regierungskoalition und die 
sie tragenden Parteien sag­
te, will ich für den Tarifbe­
reich noch einmal konkreti­
sieren:

Im nächsten Jahr verhandeln 
wir mit Bund und Kommunen 
eine Einkommensrunde, ein 
Jahr später sind die Länder 
wieder dran. Wie eben schon 
gesagt, klagen die Länder 
lieber als zu verhandeln. Am 
Verhandlungstisch sitzen wir 
zumeist Vertretern aus CDU/
CSU und SPD gegenüber und 
müssen feststellen, ein Plan, 
wie das Land in schwerer Zeit 
zu gestalten ist, fehlt dort 
zumeist.

Hinter den Einzelmaßnah­
men, sei es bei der Rente, sei 
es bei der Pflege oder sei es 
bei Tarifverhandlungen, muss 
ein Plan erkennbar werden. 
Das erwarten unsere Mitglie­
der. Vor allem erwarten das 
aber auch die Bürgerinnen 
und Bürger.

Der dbb wird – mit und für 
beide Statusgruppen – nicht 
müde werden, einen solchen 
Plan einzufordern.

Das Interview wurde hier nur 
in Teilen veröffentlicht. Das 
ganze Interview kann im ta-
cheles, Ausgabe 7/8-2026, 
nachgelesen werden.

� _
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vbob BuHaVo

Tagung mit einem lachenden 
und einem weinenden Auge
Am Tag nach dem Festakt aus Anlass des 75-jährigen Bestehens des vbob 
fand in Siegburg die Sitzung des Bundeshauptvorstandes statt.

Zu Beginn der Sitzung be­
grüßte der Bundesvorsitzen­
de den Ehrenvorsitzenden 
Hartwig Schmitt-Königsberg 
sowie die Teilnehmenden der 
Fachgruppen.

Am Anfang standen die Eh
rungen besonders verdienter 
Mitglieder des Bundeshaupt-
vorstandes. So wurden zum 
25-jährigen Jubiläum im vbob 
die Fachgruppenvorsitzenden 
Sabine Wiesenbach (FG 42) und 
Christoph Schlinkert (FG 52) mit 
der Urkunde und dem Ehren
abzeichen in Silber gratuliert.

Einen besonders schwerwie­
genden Entschluss hatte Clau­
dia Hansen gefasst. Nach zwölf 
Jahren Mitgliedschaft im Bun­
desvorstand des vbob erklärte 
Claudia ihren Rücktritt. Der 
Bundesvorsitzende bedankte 
sich in einer sehr persönlichen 
Ansprache bei ihr für die be­
sonderen und herausragenden 
Leistungen in der vbob Familie, 
dem Bundesvorstand, dem 
Bundeshauptvorstand und 
auch für die freundschaftlich-
kollegiale Zusammenarbeit. Er 
überreichte ein Geschenk zum 
Dank des Bundesvorstandes 
und des vbob. Claudia Hansen 

bedankte sich ebenfalls für die 
gute Arbeitsatmosphäre und 
die vielen kollegialen und 
menschlichen Kontakte. Ein 
lachendes und ein weinendes 
Auge habe ihre Entscheidung 
auch für sie bedeutet, da sie 
auch weiterhin und zukünftig 
am vbob und dessen wichtiger 
Aufgabe für die Bundesbe­
schäftigten hänge.

Im Anschluss wurde unter der 
Leitung unseres Ehrenvorsit­
zenden Hartwig Schmitt-
Königsberg der Wahlgang für 
die Nachbesetzung der Positi­
on einer Beisitzerin im Bundes­
vorstand durchgeführt. Auf 
Vorschlag des Bundesvorstan­
des wurde Katrin Kowalczyk 
einstimmig vom Bundeshaupt­
vorstand zur neuen Beisitzerin 
im Bundesvorstand des vbob 
gewählt. Der Bundesvorsitzen­
de gratulierte im Namen des 
Bundesvorstandes und des 
Bundeshauptvorstandes zur 
Wahl und drückte die Freude 
über die künftige Zusammen­
arbeit aus.

Der Bundeshauptvorstand 
nahm den Bericht des Bundes­
vorstandes, des Schatzmeisters 
und der Rechnungsprüfer zur 

Kenntnis und erteilte dem 
Bundesvorstand auf deren Vor­
schlag hin für das vergangene 
Geschäftsjahr Entlastung.

Der Ausblick auf den Gewerk­
schaftstag im Juni nächsten 
Jahres mit den laufenden orga­
nisatorischen Vorbereitungen, 
eine ebenfalls erforderliche 
Satzungsüberarbeitung und 
die notwendige Überarbeitung 
der Beitragsordnung beschäf­
tigte das Gremium ebenso wie 
die Entscheidung zu einem 
notwendigen Schatzmeister­
seminar im Herbst.

Der Bundesvorstand weist auf 
folgende Punkte auch an die­
ser Stelle gesondert hin: Die 
Fachgruppen werden aufgefor­
dert, das Jubiläumsjahr durch 
eigene Aktivitäten in ihrer 
Behörde zu unterstützen und 
damit Aufmerksamkeit auf 
eine Mitgliedschaft im vbob zu 
erlangen. Die Mitgliederwerbe­
aktion läuft noch bis Ende des 
Jahres und benötigt ebenfalls 
den Einsatz aller Mitglieder 
und der Werbung vor Ort 
durch die Fachgruppen.

Die Veranstaltungsreihe an­
lässlich unseres Jubiläums der 

Onlineformate läuft auch nach 
der Sommerpause weiter und 
zeigt die Zukunftsthemen der 
Bundesverwaltung. Diese wer­
den durch die Büros des vbob 
beworben und dort sollten sich 
die Mitglieder durch Teilnahme 
an Veranstaltung und Diskussi­
on beteiligen.

Die Schritte-Challenge des 
vbob beginnt am 14. Septem­
ber 2026 für 75 Tage und bietet 
noch ausreichend Gelegenheit 
zur Teilnahme von Kurzent­
schlossenen.

fg

	< Hartwig Schmitt-Königsberg übernahm die Rolle des Wahlleiters.
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< Nachwahl Bundesvorstand

Beisitzerin Katrin Kowalczyk
Ich bin 45 Jahre alt und gebürtige Niederrheinerin. 
Nach einem interdisziplinären Studium (Wirt­
schaft, Recht und Sprachen) in Paderborn habe 
ich den Studiengang „Master of European Stu­
dies“ in Tübingen absolviert. Meine erste beruf­
liche Station war die Auslandshandelskammer in 
Vilnius, Litauen, dann ging es nach Brüssel, ins 
Europäische Parlament. Dort arbeitete ich fast 
zehn Jahre – zunächst als parlamentarische Assis­
tentin, dann als Büroleiterin eines Europaabgeord­
neten. 2014 wechselte ich als Referentin ins Bun­
desumweltministerium nach Berlin. Dort war ich 
zunächst einige Jahre befristet beschäftigt, bin 
aber inzwischen „fest“ dabei und verbeamtet. Ich 
habe in der Grundsatzabteilung zu unterschied­
lichen Themen gearbeitet – von Stadtentwicklung 
über Bürgerbeteiligung, europäische Jugendarbeit 
und Nachhaltigkeit bis hin zu Zukunftsforschung. 
Ich organisiere einen hausweiten wöchentlichen 
informellen Austausch, bei dem Kolleginnen und 
Kollegen interessante Themen aus ihren Zustän­
digkeitsbereichen vorstellen, sowie unser jähr­
liches Adventssingen.

Seit 2024 bin ich freigestelltes Mitglied des 
Personalrats.

Das Miteinander mit den Kolleginnen und Kolle­
gen, der persönliche Austausch und das Zuhören 
sind mir besonders wichtig. Ich möchte Informa­
tionen so aufbereiten, dass sie für jeden und jede 
verfügbar und verständlich sind. Als neues Mit­
glied im Bundesvorstand will ich aktiv daran mit­
arbeiten, Ihre Anliegen aufzunehmen und kon­
krete Unterstützung zu leisten. Ich möchte mit 
neuen Ideen dazu beitragen, uns für die Heraus­
forderungen, vor denen der öffentliche Dienst 
steht, gut aufzustellen und unsere Interessen 
gegenüber Politik und Dienststellen selbst­
bewusst zu vertreten.
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Kamingespräch

Fachgruppe Bundestag/Bundesrat trifft 
US-Geschäftsträger zum Austausch
Was macht ein US-Botschafter eigentlich genau den ganzen Tag? Wie oft bekommt er Anweisungen 
von seinem Chef, dem US-Außenminister? Wie blickt er auf Deutschland und die transatlantische Part­
nerschaft? Und natürlich: Wie ist der US-Präsident denn so hinter den Kulissen?

Diese und viele weitere 
spannende und auch unge­
wöhnliche Fragen standen im 
Zentrum des letzten und hoch­
rangigsten Kamingesprächs 
der Fachgruppe Bundestag/
Bundesrat vor der parlamen­
tarischen Sommerpause.

Zum Thema „Austausch mit 
dem Geschäftsträger der US-
Botschaft“ kamen viele vbob 
Mitglieder aus der Bundestags­
verwaltung und anderen 
Ministerien, hohe Führungs­
kräfte der Bundestagsverwal­
tung und sogar der Direktor 
beim Deutschen Bundestag, 
Staatssekretär Paul Göttke.

Der Fachgruppe war es 
gelungen, den amtierenden 
Geschäftsträger der US-Bot­
schaft, Alan Meltzer, als 
Gesprächspartner für eine ver­
trauliche Diskussionsrunde zu 
gewinnen. Der Geschäftsträger 
ist der Leiter der US-Botschaft, 
solange der US-Präsident noch 

keinen Botschafter ernannt 
hat. Mr. Meltzer ist damit der 
ranghöchste US-Amerikaner in 
Deutschland.

Mr. Meltzer eröffnete die Ver­
anstaltung mit einer Keynote 
über die „American Priorities 

for a more resilient Transatlan­
tic Partnership“. Er ließ es sich 
auch nicht nehmen, dem vbob 
zum 75. Geburtstag zu gratu­
lieren und seine besten Wün­
sche für die Zukunft zu über­
mitteln. Für alle Gäste hatte er 
als Geschenk kleine Ansteck­
pins mit dem US-Wappen und 
der Prägung 250 Jahre Unab­
hängigkeit der USA mitge­
bracht.

Nach seiner Rede moderierte 
die renommierte Außen- und 
Sicherheitsexpertin und 
Leiterin des Thinktanks Euro­
pean Council on Foreign Rela­
tions (ECFR), Dr. Jana Puglie­
rin, die sich anschließende 
Diskussionsrunde. Sie über­
setzte die Fragen aus dem Pu­
blikum für Mr. Meltzer und – 
sofern dies nötig war – seine 
Antworten wieder zurück ins 
Deutsche. Dabei kamen eben­
so humorvolle wie nachdenk­
liche Fragen auf, umgekehrt 
auch schlagfertige, aber auch 
reflektierte Antworten.

Da die Veranstaltung unter 
den sogenannten Chatham-
House-Regeln stattfand, 
dürfen die konkreten Fragen 
und Antworten nicht genannt 
werden, aber ganz allgemein 
lässt sich sagen, dass die 
USA auch weiterhin ein sehr 
hohes Interesse an der trans­
atlantischen Partnerschaft 
haben.

Nach kurzweiligen rund an­
derthalb Stunden überreichte 
Mr. Meltzer Frau Dr. Puglierin 
und dem Fachgruppenvor­
stand als Geschenke je einen 
amerikanischen Fußball als 
Auftaktpräsent zur Fußball­
weltmeisterschaft.

Um viele Erkenntnisse reicher 
dankten die Teilnehmenden 
dem US-Repräsentanten mit 
lang anhaltendem Applaus. 
Gemeinsam mit der US-Bot­
schaft plant die Fachgruppe 
nun weitere Formate.

A. Linden

	< Amtierender Geschäftsträger der US-Botschaft in Berlin, Alan Meltzer
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	< Moderatorin Dr. Jana Puglierin; Najeeb Fahimi, vbob Geschäftsführer; Alan Meltzer, amtierender Geschäftsträger 
der US-Botschaft in Berlin; FG-Vorsitzender Alexander Hein; stellv. FG-Vorsitzender Dr. Alexander Linden; Paul 
Göttke, Direktor beim Deutschen Bundestag
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Aus den Fachgruppen

BAMF – Sommerfest und Personalversammlung
Am 17. Juni 2026 fanden in der 
Zentrale in Nürnberg die Per­
sonalversammlung und das 
traditionelle Sommerfest statt 
– und der vbob war mit einem 
Stand vertreten.

Im Grußwort an die Beleg­
schaft, das die Fachgruppen­
vorsitzende des vbob auf der 
Personalversammlung sprach, 
würdigte sie die Errungen­
schaften des vbob in den 
letzten 75 Jahren und betonte 
die Bedeutung der Gewerk­
schaft – die damals wichtig 

war und heute genauso wich­
tig ist.

Beim anschließenden Sommer­
fest bietet unser Glücksradquiz 
immer eine hervorragende 
Möglichkeit, um mit den Kolle­
ginnen und Kollegen ins Ge­
spräch zu kommen und den 
vbob als sicheren Partner zu 
bewerben. Unser Stand hatte 
regen Zulauf – das freut uns 
natürlich sehr – vor allem in 
diesem so besonderen Jahr 
für den vbob. 

ak

�

	< Der gut besuchte vbob Stand der Fachgruppe BAMF
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Kommentierte Pressestimmen
Beamtentum abschaffen? Immer wieder hört man diese Forderung in den aktuellen Debatten. 
Eine funktionierende Verwaltung braucht jedoch keine ideologische Stimmungsmache gegen Beamte, 
sondern echte Lösungen.

Die Forderung, den Beamten­
status abzuschaffen, klingt auf 
den ersten Blick nach einem 
konsequenten Schritt zu mehr 
Gleichbehandlung. Beamtinnen 
und Beamte genießen beson­
dere Rechte, unterliegen aber 
zugleich besonderen Pflichten. 
Daraus entsteht ein Span­
nungsverhältnis, das immer 
wieder Anlass für politische 
Debatten gibt. Aus Sicht des 
vbob greift die Forderung nach 
einer Abschaffung des Beam­
tenstatus jedoch zu kurz. Sie 
verkennt die strukturellen 
Aufgaben des Staates ebenso 
wie die Interessen der Beschäf­
tigten und die Voraussetzun­
gen für einen leistungsfähigen 
öffentlichen Dienst.

Der Beamtenstatus ist kein 
Privileg, das isoliert betrachtet 
werden kann. Er ist Bestandteil 
eines verfassungsrechtlich ge­
prägten Systems, das den Staat 
dauerhaft handlungsfähig hal­
ten soll. Insbesondere die her­
gebrachten Grundsätze des 
Berufsbeamtentums stehen in 
engem Zusammenhang mit der 
Verpflichtung des Staates, zen­
trale Aufgaben unabhängig von 
kurzfristigen politischen, wirt­
schaftlichen oder gesellschaft­
lichen Interessen wahrzuneh­
men. Wer den Beamtenstatus 
abschaffen will, muss deshalb 
mehr leisten, als auf vermeint­
liche Privilegien hinzuweisen. 
Er muss überzeugend darlegen, 
wie die Funktionsfähigkeit des 
öffentlichen Dienstes künftig 
gewährleistet werden soll.

	< Mehr Gleichheit – 
oder nur eine Verschie-
bung der Probleme?

Ein häufig vorgebrachtes Argu­
ment lautet, dass es nicht zeit­

gemäß sei, wenn Beschäftigte, 
die teilweise vergleichbare 
Tätigkeiten ausüben, unter­
schiedlichen arbeits- und sozi­
alrechtlichen Regelungen un­
terliegen. Tatsächlich können 
Unterschiede zwischen Tarif­
beschäftigten und Beamtinnen 
und Beamten zu schwer nach­
vollziehbaren Ungleichheiten 
führen. Fragen der Altersver­
sorgung, der Arbeitszeit, der 
sozialen Absicherung oder der 
Mitbestimmung werden unter­
schiedlich geregelt.

Diese Kritik verdient eine ernst­
hafte Auseinandersetzung. Sie 
rechtfertigt jedoch nicht auto­
matisch die Abschaffung des 
Beamtenstatus. Daher muss 
die entscheidende Frage lau­
ten: Wie lässt sich Gleichbe­
handlung dort herstellen, wo 
sie geboten ist, ohne funktio­
nale Unterschiede dort einzu­
ebnen, wo sie notwendig sind?

	< Der Staat braucht 
verlässliche Beschäf
tigungsbedingungen

Ein leistungsfähiger öffent­
licher Dienst ist keine Selbst­
verständlichkeit. Er funktio­
niert nur, wenn qualifizierte 
Menschen bereit sind, dauer­
haft Verantwortung zu über­
nehmen. Dazu gehören ange­
messene Bezahlung, gute 
Arbeitsbedingungen, berufliche 
Entwicklungsmöglichkeiten 
und soziale Sicherheit.

Gerade angesichts des zuneh­
menden Fachkräftemangels 
wäre es fatal, die Debatte aus­
schließlich unter dem Gesichts­
punkt möglicher Einsparungen 
zu führen. Der öffentliche Dienst 
steht bereits heute in Konkur­
renz zur Privatwirtschaft.

	< Besonders problema-
tisch: die fiskalische 
Argumentation

Die Debatte über die Abschaf­
fung des Beamtenstatus wird 
häufig mit langfristigen finan­
ziellen Entlastungen verbun­
den. Eine solche Betrachtung 
ist jedoch verkürzt. Pensions­
verpflichtungen, Versorgungs­
systeme, Übergangsregelungen 
und die langfristige Personal­
entwicklung lassen sich nicht 
seriös auf eine einfache Ein­
sparrechnung reduzieren.

Der Staat kann seine Verant­
wortung für die Beschäftigten 
nicht dadurch beseitigen, dass 
er bestehende Verpflichtungen 
in andere Systeme verschiebt. 
Eine Reform, die kurzfristig 
Haushalte entlastet, langfristig 
aber neue finanzielle und sozia­
le Risiken erzeugt, wäre keine 
nachhaltige Modernisierung, 
sondern lediglich eine Verlage­
rung der Kosten.

	< Das eigentliche Problem 
liegt tiefer

Die Fixierung auf den Beam­
tenstatus lenkt zudem von 
den tatsächlichen Herausfor­
derungen des öffentlichen 
Dienstes ab. Überlastete Be­
hörden, unbesetzte Stellen, 
langsame Verwaltungsverfah­
ren, fehlende Digitalisierung 
und zunehmender Arbeits­
druck lassen sich nicht dadurch 
lösen, dass man den Status der 
Beschäftigten verändert.

Wer einen leistungsfähigen 
Staat will, muss in Personal in­
vestieren und Aufgabenkritik 
üben. Er muss Arbeitsplätze 
attraktiv gestalten, Führung 
verbessern, Bürokratie abbau­

en und Beschäftigte an Ent­
scheidungen beteiligen. Vor 
allem aber braucht es eine po­
litische Debatte darüber, wel­
che Aufgaben der Staat künf­
tig zuverlässig erfüllen soll und 
welche Ressourcen dafür 
erforderlich sind.

	< Reform statt Kahlschlag

Die Debatte sollte differenziert 
und nicht mit pauschalen Aus­
sagen geführt werden. Eine 
gänzliche Abschaffung des Be­
amtentums wäre weder sozial­
politisch noch organisatorisch 
überzeugend. Sie würde er­
hebliche rechtliche, finanzielle 
und personalpolitische Folge­
fragen aufwerfen und könnte 
den öffentlichen Dienst 
zusätzlich destabilisieren.

Stattdessen braucht es eine 
Reformagenda, die beide 
Beschäftigtengruppen in den 
Blick nimmt: bessere Arbeits­
bedingungen, faire Bezah­
lung, starke Mitbestimmung, 
verlässliche Altersvorsorge 
und eine Personalpolitik, die 
sich an den tatsächlichen 
Aufgaben orientiert.

Die Abschaffung des Beam­
tenstatus darf deshalb nicht 
zum Symbol einer Politik wer­
den, die Modernisierung mit 
Abbau verwechselt.

Der vbob spricht sich viel­
mehr dafür aus, den öffent­
lichen Dienst so zu gestalten, 
dass er auch unter den Bedin­
gungen des demografischen 
Wandels, des Fachkräfteman­
gels und wachsender staatli­
cher Aufgaben leistungsfähig 
bleibt.
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